
 

Bedingungen für Professional Services (BPS) 
Bilfinger SE – Deutschland 

 

Org.-Nr.: 65048-BPS (2026-06-11) Seite 1 von 7 
 

A. Allgemeine Regelungen 

1. Geltungsbereich 

1.1. Auftraggeber („Bilfinger“ oder der „AG“) im Sinne dieser Bedingungen für Professional Services („BPS“) ist die Bilfinger SE 
oder ein mit ihr gemäß §§ 15 ff. AktG verbundenes Unternehmen, wie im Auftragsschreiben näher definiert. Auftragnehmer 
ist die natürliche oder juristische Person, die im Auftragsschreiben als solche benannt ist (der „AN“). 

1.2. Diese BPS regeln sämtliche Tätigkeiten des AN im Zusammenhang mit der Erbringung von Beratungs-, Unterstützungs- und 
Professional-Services-Leistungen für den AG. Der Leistungsumfang umfasst insbesondere Beratungen, Analysen, 
Trainingsmaßnahmen, Projektmanagementleistungen sowie operative Unterstützungen. Kaufverträge sind ausgeschlossen. 
Für Kaufverträge gelten die Bilfinger EKB, für Werk- und Rahmenwerkverträge mit Nachunternehmern die Bilfinger NUB. 

1.3. Abweichende AGB des AN finden keine Anwendung, es sei denn, Bilfinger stimmt ihrer Geltung ausdrücklich schriftlich zu. 

1.4. Der AN ist verantwortlich für Planung, Durchführung, Kontrolle und Dokumentation seiner Leistungen. Projektbezogene 
Termine und technische Vorgaben von Bilfinger sind einzuhalten. 

2. Angebote und Vertragsabschluss 

2.1. Angebote des AN sind für Bilfinger kostenfrei. 

2.2. Der AN hat sich an die Anfrage und deren Vorgaben zu halten; Abweichungen sind ausdrücklich hervorzuheben. 

2.3. Jeder Auftrag des AG erfolgt unter Einbeziehung und auf Grundlage dieser BPS. Soweit nicht ausdrücklich anderweitig 
geregelt, gehen die Bestimmungen dieser BPS etwaigen Vertragsbedingungen im Angebot des AN vor. 

2.4. Ein Vertrag kommt nur durch eine schriftliche Erklärung von Bilfinger (Bestellschreiben o. Ä.) zustande. Es gelten folgende 
Dokumente in nachstehender Rangfolge: (1) Bestellschreiben, (2) diese BPS, (3) Ausschreibungs- oder Angebotsunterlagen 
des AG (soweit vorhanden), (4) Angebot des AN. 

2.5. Will der AN bei Durchführung des Vertrags und Erfüllung der Leistungspflichten von der Bestellung abweichen, hat er Bilfinger 
hierüber unverzüglich schriftlich zu informieren. 

2.6. Schriftform schließt elektronische Form ein. 

3. Leistungspflichten des Auftragnehmers 

3.1. Der AN erbringt seine Leistungen eigenverantwortlich, fachgerecht und dem Stand von Wissenschaft und Technik 
entsprechend. Er hat sich selbständig alle Informationen zu besorgen und Auskünfte einzuholen, die zur ordnungsgemäßen 
Bearbeitung des Auftrags notwendig sind. Die jeweils gültigen Unternehmensstandards und Richtlinien des AG zur 
Unternehmensorganisation sind verbindlich einzuhalten, insbesondere zur IT-Sicherheit.  

3.2. Sofern eine Mitwirkungshandlung des AG Voraussetzung für die ordnungsgemäße und/oder fristgemäße 
Leistungserbringung des AN ist, hat er hierauf rechtzeitig hinzuweisen und mit dem AG abzustimmen.  

3.3. Der AN setzt qualifiziertes Personal ein; Personalwechsel auf Schlüsselfunktionen bedürfen der Zustimmung des AG. 

3.4. Subunternehmer dürfen nur nach schriftlicher Zustimmung eingesetzt werden; der AN bleibt für das Handeln und Unterlassen 
sämtlicher seiner Subunternehmer verantwortlich. 

3.5. Der AN informiert den AG rechtzeitig über potenzielle, bevorstehende oder bereits eingetretene Risiken oder Verzögerungen. 
Er unternimmt alle zumutbaren Anstrengungen, damit der AG proaktiv reagieren und Maßnahmen zur Gegensteuerung 
ergreifen kann. 

3.6. Der AN erstellt regelmäßige Projektberichte und Dokumentationen. 

3.7. Vereinbarte Leistungs- und Fertigstellungstermine sind verbindlich einzuhalten. 

4. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers 

4.1. Der AG stellt alle notwendigen Informationen, Systeme und Zugänge rechtzeitig und ordnungsgemäß für den AN bereit, 
sofern der AN auf deren Erforderlichkeit hinweist. 

4.2. Der AG wird alle Entscheidungen treffen, die für die ordnungsgemäße und termingerechte Auftragserfüllung notwendig sind. 
Die Entscheidungen zur Nutzung der Arbeitsergebnisse liegen ausschließlich beim AG. 
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5. Arbeitsergebnisse und Nutzungsrechte 

5.1. Der AN erstellt vereinbarte Arbeitsergebnisse vollständig und nachvollziehbar. Sofern Arbeitsschritte oder -phasen 
aufeinander aufbauen, hat der AN bei Abschluss jeder Phase die Freigabe des AG einzuholen und zu dokumentieren. Die 
Freigabe entbindet den AN nicht, etwaige Fehler oder Unvollständigkeiten in den Arbeitsergebnissen später zu auf eigene 
Kosten zu beheben. Sofern nach dem Gesetz eine Abnahme für das Arbeitsergebnis vorgesehen ist, erfolgt lediglich eine 
Schlussabnahme; Teilabnahmen sind ausgeschlossen. Spätestens bei Ende des Auftrags sind sämtliche Arbeitsergebnisse, 
Zwischenstände und Basisdaten an den AG herauszugeben. 

5.2 Einsatz Künstlicher Intelligenz 

(1) Der Auftragnehmer ist berechtigt, bei der Erbringung der vertraglich geschuldeten Leistungen Künstliche Intelligenz (KI) 
einzusetzen. Der Einsatz erfolgt unter Beachtung der anerkannten Regeln der Technik und der einschlägigen gesetzlichen 
Vorschriften, insbesondere der Verordnung (EU) 2024/1689 (KI-Verordnung). 

(2) Der Auftragnehmer informiert den Auftraggeber vor Beginn der Leistungen umfassend über Art und Umfang des geplanten 
KI-Einsatzes. Diese Information umfasst insbesondere: 

• die Art der verwendeten KI-Systeme und deren Funktionsweise; 

• die Art der verarbeiteten Daten und deren Herkunft; 

• die wesentlichen Funktionsprinzipien und Grenzen der KI-Systeme; 

• mögliche Risiken und Unsicherheiten, insbesondere die Möglichkeit fehlerhafter Ergebnisse ("Halluzinationen"); 

• den Umfang der menschlichen Überprüfung und Kontrolle der KI-generierten Ergebnisse. 

(3) Änderungen an den verwendeten KI-Systemen, die sich wesentlich auf die Qualität oder Funktionsweise der erbrachten 

Leistungen auswirken können, werden dem Auftraggeber unverzüglich mitgeteilt. 

(4) Der Auftragnehmer verarbeitet Daten, Informationen und Arbeitsergebnisse des Auftraggebers im Rahmen des KI-

Einsatzes ausschließlich zur Erfüllung des Vertrags. Eine darüber hinausgehende Verarbeitung, insbesondere die 

Verwendung zum Training, zur Feinabstimmung (Fine-Tuning), zur Validierung oder zur sonstigen Weiterentwicklung oder 

Verbesserung von KI-Systemen oder KI-Modellen, die auch Dritten zugänglich sind oder Dritten zugutekommen, ist 

unzulässig. Dies gilt auch für die Anbieter der eingesetzten KI-Systeme. 

(5) Der Auftragnehmer verarbeitet personenbezogene Daten des Auftraggebers im Sinne des Art. 4 Nr. 1 DSGVO im Rahmen 

des KI-Einsatzes nur, soweit es für die Vertragserfüllung zwingend erforderlich ist. Kann die Leistung auch unter Nutzung 

anonymisierter, pseudonymisierter oder anderweitig abstrahierter Daten erbracht werden, verwendet der Auftragnehmer 

ausschließlich solche Daten. Der Personenbezug der Daten ist in allen Fällen auf das für die Vertragserfüllung notwendige 

zu reduzieren. Die Eingabe von Klardaten in öffentlich zugängliche KI-Systeme ist nur nach vorheriger, schriftlicher 

Zustimmung des Auftraggebers zulässig. Der Auftragnehmer beachtet die Bestimmungen zur Vertraulichkeit und 

Datenschutz aus Klausel 15 dieses Vertrages auch insbesondere beim Einsatz von KI-Systemen.   

(6) Eine Verwendung der in 5.2 Absatz 4 und 5.2 Absatz 5 genannten Daten zur Weiterentwicklung eines ausschließlich für 

den Auftraggeber betriebenen, von anderen Kunden und Dritten technisch und organisatorisch getrennten KI-Modells ist nur 

nach vorheriger schriftlicher Zustimmung des Auftraggebers zulässig. In diesem Fall sind das Modell sowie sämtliche daraus 

abgeleiteten Daten, Gewichte und Artefakte einschließlich gespeicherter Ein- und Ausgaben nach Beendigung des Vertrags 

zu löschen oder zu vernichten; die Löschung ist dem Auftraggeber auf Verlangen nachzuweisen. 

(7) Die Verarbeitung der Daten des Auftraggebers im Rahmen des KI-Einsatzes erfolgt ausschließlich innerhalb der 

Europäischen Union oder des Europäischen Wirtschaftsraums, es sei denn, der Auftraggeber hat einer Verarbeitung in einem 

Drittland zuvor schriftlich zugestimmt und ein angemessenes Datenschutzniveau gemäß der Art. 44 ff. DSGVO ist 

gewährleistet. Der Auftragnehmer teilt dem Auftraggeber in diesem Falle vorab mit, um welche(s) Drittland/Drittländer es sich 

handelt, welche Anbieter und Unterauftragsnehmer eingesetzt werden, und auf welche Weise das angemessene 

Schutzniveau im Sinne der Art. 44 ff. DSGVO sichergestellt wird. Setzt der Auftragnehmer Dritte ein, verpflichtet er diese zur 

Einhaltung der Pflichten nach den 5.2 Absätzen 4 bis 7. 

(8) Der Einsatz von KI lässt die Verantwortlichkeit und Haftung des Auftragnehmers für die vertragsgemäße Erbringung der 

Leistungen und die Mangelfreiheit der Arbeitsergebnisse unberührt. Regelungen der Geheimhaltungsvereinbarung und 

etwaiger Vereinbarungen zur Auftragsverarbeitung bleiben unberührt und gehen bei Widerspruch vor. 
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5.2. Mit Vergütung überträgt der AN alle urheberrechtlichen Nutzungsrechte unbeschränkt auf den AG. 

6. Preise und Honorare 

6.1. Alle vom AN genannten Preise/Honorare verstehen sich, sofern nicht ausdrücklich anders angegeben, als Nettopreise in 
Euro (EUR) und gelten zuzüglich der jeweils gesetzlichen Umsatzsteuer. 

6.2. Die Preise/Honorare gelten als Höchstpreise („Honorar-Obergrenze“) und umfassen alle Leistungen und sämtliche 
Nebenkosten außer Reisekosten. Der AN informiert den AG, wenn 80% der Honorar-Obergrenze erreicht sind. Sobald ein 
Überschreiten der Honorar-Obergrenze absehbar ist, hat er auf Verlangen des AG Vorschläge zu machen, durch welche 
Einsparungen die Honorar-Obergrenze eingehalten werden kann. Allein der AG entscheidet über Anpassungen der Honorar-
Obergrenze. 

6.3. Reisekosten im Großraum Frankfurt/Mannheim werden nicht erstattet. 

6.4. Außerhalb dieses Gebiets werden Reisekosten – sofern schriftlich vereinbart – auf Zeit- und Materialbasis und zuschlagsfrei 
erstattet gemäß: 

– Pkw: max. 0,30 €/km 
– Bahn: 2. Klasse 
– Flüge: Economy 
– Hotel: Mittelklasse, max. 100 €/Nacht 

6.5. Reisezeit, Spesen und Tagegelder werden nicht erstattet. 

6.6. Es besteht keine Mindestabnahmeverpflichtung des AG.  

7. Leistungsänderungen und Zusatzleistungen 

7.1. Leistungsänderungen oder Zusatzleistungen des AN bedürfen der Schriftform. 

7.2. Der AN legt innerhalb von 10 Arbeitstagen ab Anfrage des AG ein Angebot für die Leistungsänderung / Zusatzleistung vor. 
Das Angebot muss auf Basis der vereinbarten Preise/Honorar erstellt werden und der AN die Kostenelemente prüfbar 
aufschlüsseln. 

7.3. Bis zur Einigung wird die bestehende Leistung fortgeführt. 

8. Rechnungsstellung und Zahlungen 

8.1. Der Eingang einer elektronischen, ordnungsgemäßen und prüfbaren Rechnung am vereinbarten Rechnungsort ist 
Voraussetzung für mögliche Zahlungen und Zahlungsfristen. Die für die Rechnungsstellung maßgeblichen Anforderungen 
erschließen sich aus dem jeweiligen Bestellschreiben und sind dort festgelegt. 

8.2. Sofern nicht anders vereinbart, ist der AN berechtigt, seine bis zu diesem Zeitpunkt erbrachten Leistungen monatlich in 
Rechnung zu stellen, jedoch maximal bis zur vereinbarten Honorar-Höchstgrenze.  

8.3. Zahlungen erfolgen per Banküberweisung innerhalb von 60 Tagen nach Teil-/ Lieferung und Erhalt der Teil-/ Rechnung ohne 
Skonto oder innerhalb von 30 Tagen mit 3 % Skonto oder innerhalb von 45 Tagen nach Lieferung mit 2 % Skonto. 

8.4. Auf jeder Rechnung müssen die entsprechende Auftragsnummer, der Projektname, die Projektnummer, die erbrachte 
Leistung, die Kostenstelle, der Leistungsempfänger und die erhaltenen Zahlungen angegeben und ein vom AG freigegebener 
Leistungsnachweis beigefügt sein. Unvollständige Angaben oder Rechnungen, die aus anderen Gründen nicht geprüft 
werden können, werden auf Kosten des ANs zurückgewiesen. Durch die Zurückweisung von Rechnungen werden 
Zahlungsfristen ausgesetzt und beginnen erst wieder zu laufen, wenn die betreffende Rechnung erneut vorgelegt wird.  

8.5. Rechnungen, die zwischen dem 7. Dezember und dem 7. Januar eines jeden Jahres eingehen, gelten als bis zum 7. Januar 
eingegangen 

8.6. Zahlungen erfolgen ausschließlich per Überweisung auf ein im Namen des AN geführtes Bankkonto in dem Land, in dem die 
vertraglich geschuldeten Leistungen zu erbringen sind oder AN seinen Hauptgeschäftssitz hat. Für die Rechtzeitigkeit der 
Zahlung ist die Erteilung des Überweisungsauftrags an die Bank maßgeblich. 

8.7. Factoring ist nur zulässig, wenn Bilfinger informiert wurde. 
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9. Vertragsdauer und Kündigung 

9.1. Die Vertragsdauer richtet sich bei Projekten nach dem Ende des Projekts bzw. nach dem Abschluss der vereinbarten 
Leistungen. Vertragsfristen sind verbindlich. 

9.2. Bilfinger kann den Vertrag bis zur Fertigstellung der Leistungen jederzeit schriftlich mit Frist von 2 Wochen kündigen. Nach 
Zugang der Kündigung darf der AN nur noch solche Leistungen ausführen, deren Erledigung der AG ausdrücklich anweist. 
Das Recht zur Kündigung aus wichtigem Grund bleibt für beide Parteien unberührt. 

9.3. Nicht oder nicht vertragsgemäß erbrachte Leistungen werden nicht vergütet, vorbehaltlich solcher Aufwendungen, die der 
AN im berechtigten Vertrauen auf die vollständige Leistungserbringung vor Kündigung getätigt hatte und deren Anfall nicht 
mehr vermeidbar war. 

9.4. Die Gesamtkosten dürfen die ursprünglich vereinbarte Vergütung nicht überschreiten. 

10. Zusicherungen und Gewährleistung 

10.1. Der AN gewährleistet, dass seine Leistungen vollständig, richtig und für den vertraglich bestimmten Zweck geeignet sind. 
Der AN sichert ferner zu, dass seine Leistungen den allgemein anerkannten beruflichen Standards entsprechen, alle 
relevanten gesetzlichen Vorgaben berücksichtigen und keine Rechte Dritter verletzen. 

10.2. Neben den gesetzlichen Rechten ist der AG im Falle einer Schlechtleistung berechtigt, die Vergütung des AN zu einem 
angemessenen Teil zu mindern (bei einer Unverwertbarkeit / Unbrauchbarkeit des Arbeitsergebnisses bis auf 0€), wenn er 
dem AN zuvor eine angemessene Frist zur Nachbesserung des Arbeitsergebnisses gesetzt hat und diese fruchtlos 
verstrichen ist. Die Fristsetzung ist entbehrlich, wenn dem AG ein weiteres Zuwarten nicht zumutbar ist. 

10.3. Die Verjährungsfrist für Ansprüche des AG richtet sich nach § 195 BGB, soweit keine speziellere Verjährungsnorm 
einschlägig ist. 

11. Haftung 

11.1. Der AN haftet für seine Mitarbeiter, Vertreter und Organe nach den gesetzlichen Vorschriften. Fällt dem AN nur leichte 
Fahrlässigkeit zur Last, ist die Haftung auf die Mindestdeckungssumme der Haftpflichtversicherung (11.3) beschränkt. 

11.2. Der AN stellt den AG von Ansprüchen Dritter frei, die auf Pflichtverletzungen des AN im Zusammenhang mit der Durchführung 
dieses Vertrages beruhen und soweit den AG kein Mitverschulden in Form von Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit trifft. 

11.3. Der AN weist eine Haftpflichtversicherung mit mind. 2.500.000 € Deckungssumme pro Schadensfall nach. 

12. Abtretung/Zurückbehaltungsrecht  

12.1. Abtretungen bedürfen der schriftlichen Zustimmung von Bilfinger. 

12.2. Aufrechnung/Zurückbehaltungsrechte können nur bei unbestrittenen oder rechtskräftigen Forderungen vorgenommen 
werden. 

13. Geistiges Eigentum 

13.1. Der AN räumt dem AG an den Arbeitsergebnissen (Gutachten, Präsentationen, Analysen, Software‑Elemente, 
Dokumentationen etc.) im Zeitpunkt von deren Entstehung das räumlich, zeitlich und inhaltlich unbeschränkte, 
ausschließliche, übertragbare und unterlizenzierbare Recht zur Nutzung für sämtliche Nutzungsarten, insbesondere zu deren 
Vervielfältigung, Verbreitung, Verwertung, Bearbeitung, sowie die Nutzung in allen bekannten und zukünftigen Medienformen 
ein. Die vorstehende Rechteeinräumung gilt entsprechend für unbekannten Nutzungsarten. Kann an Arbeitsergebnissen ein 
Eigentumsrecht begründet und übertragen werden, überträgt der Auftragnehmer dem Auftraggeber dieses ebenfalls im 
Zeitpunkt von dessen Entstehung. 

13.2. Das Urheberpersönlichkeitsrecht des AN bleibt unberührt; eine Nennung ist nicht erforderlich. 

14. Mitteilungen und Veröffentlichungen 

14.1. Mitteilungen des AN sind an die in der Bestellung genannte Stelle zu richten und müssen die Auftragsdaten enthalten. 
Änderungen und einseitige Erklärungen bedürfen der Schriftform.  
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14.2. Veröffentlichungen, öffentliche Ankündigungen sowie sonstige werbliche Nutzung des Namens oder der Leistungen des 
Auftraggebers bedürfen der vorherigen schriftlichen Zustimmung der jeweils anderen Vertragspartei; hiervon ausgenommen 
sind gesetzlich oder buchhalterisch erforderliche Offenlegungen 

15. Vertraulichkeit und Datenschutz 

15.1. Die Verwendung vertraulicher Informationen ist für die Parteien nur im Rahmen und zum Zweck der vereinbarten Tätigkeiten 
zulässig. Die Parteien verpflichten sich, die bei der Durchführung dieses Vertrags erhaltenen vertraulichen Informationen 
vertraulich zu behandeln.  

15.2.  „Vertrauliche Informationen” sind wirtschaftlich, rechtlich, steuerlich oder technisch sensible oder vorteilhafte Informationen, 
die den Parteien bekannt werden. Zu den vertraulichen Informationen gehören auch Informationen, die in irgendeiner Weise 
als „vertraulich” oder „rechtlich geschützt” gekennzeichnet sind oder deren vertraulicher Inhalt offensichtlich ist. 
„Personenbezogene Daten” im Sinne von Art. 4 Nr. 1 DSGVO gelten als vertrauliche Informationen.  

15.3. Von der Geheimhaltungsverpflichtung ausgenommen sind (i) Informationen, die öffentlich bekannt sind oder ohne 
pflichtwidriges Verhalten des Empfängers, seiner Organe, Mitarbeiter, Berater oder sonstigen Vertreter allgemein bekannt 
werden, und (ii) Informationen, die dem Empfänger zum Zeitpunkt der Offenlegung ohne Geheimhaltungsverpflichtung 
seitens des Empfängers bereits bekannt sind. 

15.4. Die Parteien verpflichten sich, bei der Verarbeitung der vertraulichen Informationen die gesetzlichen und vertraglichen 
Bestimmungen zum Datenschutz einzuhalten. Dies umfasst (i) die Pflichten eines für die Verarbeitung Verantwortlichen nach 
dem Datenschutzrecht (Art. 24 DSGVO), (ii) die Datenschutzgrundsätze (Art. 5 DSGVO), (iii) die Anwendung von technischen 
Sicherheitsmaßnahmen nach dem Stand der Technik (Art. 32 DSGVO) und (iv) die Verpflichtung der Mitarbeiter zur Wahrung 
des Datengeheimnisses (Art. 5 Abs. 1 lit. f DSGVO). Ist oder wird eine Partei Auftragsverarbeiter im Sinne von Art. 4 Nr. 8, 
28 DSGVO, schließt sie für die jeweilige Leistungserbringung gesondert einen Auftragsverarbeitungsvertrag mit Bilfinger ab. 

15.5. Die Geheimhaltungspflicht gilt nicht für Informationen, zu deren Offenlegung der Empfänger aufgrund gesetzlicher, 
gerichtlicher oder sonstiger zwingender behördlicher Verpflichtungen verpflichtet ist. In diesem Fall wird der Empfänger, 
soweit gesetzlich zulässig, die andere Partei vor der Offenlegung unverzüglich schriftlich informieren und im Rahmen der 
bestehenden Möglichkeiten in Absprache mit ihr Maßnahmen ergreifen, um die Offenlegung zu verhindern oder zu 
minimieren. 

15.6. Die Weitergabe von Informationen an Dritte ist nur unter Einhaltung der datenschutzrechtlichen Bestimmungen zulässig und 
sofern (i) es sich bei diesen Dritten um externe Berater handelt, die gesetzlich oder aufgrund berufsständischer Regeln zur 
Verschwiegenheit verpflichtet sind, (ii) der Dritte vom AN für die jeweilige Vertragserfüllung benötigt wird und vergleichbaren 
Geheimhaltungsverpflichtungen unterliegt, (iii) die Partei, die die Informationen bereitstellt, einer solchen Weitergabe 
schriftlich zustimmt oder (iv) an Unternehmen, die mit dem Empfänger im Sinne der §§ 15ff des deutschen Aktiengesetzes 
(AktG) verbunden sind, sofern diese Unternehmen vergleichbaren Geheimhaltungspflichten unterliegen.  

15.7. Nach Beendigung des Vertrags, spätestens innerhalb von vierzehn (14) Tagen nach schriftlicher Aufforderung durch die die 
Informationen bereitstellende Partei, hat der Empfänger der die Informationen bereitstellenden Partei alle verfügbaren 
vertraulichen Informationen und weiteren auf der Grundlage dieser Informationen erstellten Unterlagen zurückzugeben oder 
die Vernichtung der Informationen und Unterlagen schriftlich zu bestätigen. Dies gilt nicht, wenn und soweit eine 
Aufbewahrungspflicht aufgrund gesetzlicher Vorschriften oder aufgrund einer behördlichen oder gerichtlichen Anordnung 
besteht sowie im Falle automatisierter Sicherungskopien. 

15.8. Die Verpflichtungen in diesem Absatz „Vertrauliche Informationen” gelten auch nach Beendigung dieser Vereinbarung für 
einen Zeitraum von 5 Jahren oder, im Falle von personenbezogenen Daten, auf unbestimmte Zeit weiter. 

16. Exportkontrolle, Sanktionen, Nachhaltigkeit 

16.1. Bilfinger kann seine Verpflichtungen verweigern, wenn Export-/Sanktionsvorschriften entgegenstehen. 

16.2. Der AN verpflichtet sich zur Einhaltung aller einschlägigen deutschen, EU-, US-, UK- und chinesischen Export- und 
Sanktionsvorschriften. 

16.3. Der AN stellt Bilfinger rechtzeitig alle erforderlichen exportrelevanten Informationen bereit. 

16.4. Bei Pflichtverstößen haftet der AN und stellt Bilfinger frei. Bei schweren oder wiederholten Verstößen kann der AG den 
Auftrag fristlos kündigen. Soweit zumutbar, soll er dem AN zuvor eine angemessene Frist zur Abhilfe setzen.   

16.5. Der AN hat geeignete organisatorische Maßnahmen zur Sicherung der Lieferkette zu treffen (WCO SAFE, AEO, C-TPAT). 

16.6. Der AN verpflichtet sich zu Beachtung und Einhaltung ökologischen, sozialen und menschenrechtlichen Standards. 
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17. Compliance / Verhaltenskodex 

17.1. Der AN verpflichtet sich, alle für ihn und seine Leistungen geltenden Gesetze sowie öffentlich-rechtlichen Vorschriften 

einzuhalten. Dies umfasst insbesondere Regelungen zur Korruptionsbekämpfung, zu Kartellverboten, Geldwäsche, 

Terrorismusfinanzierung, Boykotten sowie zur Exportkontrolle und zu Wirtschaftssanktionen. 

17.2. Der AN ist zur Einhaltung des Verhaltenskodex für Lieferanten des AG verpflichtet. Der AN kann diesen Verhaltenskodex 

unter folgendem Link einsehen: Verhaltenskodex_fuer_Lieferanten_-_Bilfinger_SE.pdf. Verstöße berechtigen zur fristlosen 

Kündigung. 

17.3. Der Verhaltenskodex definiert verbindliche Mindeststandards. Im Fall von Abweichungen zwischen Kodex und lokal 

anwendbarem Recht geht das lokale Recht vor. 

17.4. Der AG kann den Verhaltenskodex bei geänderten rechtlichen oder ethischen Anforderungen anpassen. Der AN wird über 

Änderungen informiert. 

17.5. Ein wesentlicher oder wiederholter Verstoß des AN gegen diese Bestimmungen – einschließlich strafbarer Handlungen oder 

Wettbewerbs-/Kartellrechtsverstöße – berechtigt den AG zur fristlosen Kündigung. In diesem Fall bestehen keine Ansprüche 

des AN auf Zahlungen oder Schadenersatz. 

18. Sonstiges 

18.1. Änderungen bedürfen der Schriftform. Die einfache elektronische Unterschrift per PDF XChange Editor; AdobeSign oder 
DocuSign (oder ähnlich) erfüllt die Schriftform.  

18.2. Die Unwirksamkeit einzelner Klauseln berührt den Vertrag nicht. 

18.3. Anwendbar ist a) bei einem Auftraggeber mit Sitz in Deutschland deutsches Recht und b) bei jedem anderen Auftraggeber 
das lokale Recht im Land seines Sitzes; jeweils unter Ausschluss des UN-Kaufrechts (CISG); Gerichtsstand ist der Sitz des 
AG. 

B. Spezielle Regelungen 

19. Spezielle Regelungen für Executive Search (Headhunting) 

19.1. Kein Exklusivitätsverhältnis; parallele Beauftragungen zulässig. 

19.2. Sofern nicht anders vereinbart, erfolgt die Vergütung der Executive Search Leistung („Honorar“) erfolgsabhängig. Die 
Berechnung des Honorars ist mit Bilfinger im Vorfeld der Leistung abzustimmen und bemisst sich prozentual am Brutto-
Zielgehalt des Kandidaten.  

19.3. Der AG informiert den AN umgehend über bereits bekannte oder im Prozess befindliche Kandidaten; in solchen Fällen 
entsteht kein Honorar, sofern keine ausdrückliche Weiterarbeit vereinbart ist. Reichen mehrere Personalberater denselben 
Kandidaten ein, gilt die Bewerbung des Beraters, dessen vollständige Unterlagen zuerst beim AG eingehen. Eine doppelte 
Vergütung ist ausgeschlossen. 

19.4. Off-Limits/ Kundenschutz: am Search Prozess beteiligte Bilfinger Mitarbeiter dürfen durch den AN nicht abgeworben werden.  

19.5. Mehrfachvermittlung: Sofern nicht anders vereinbart, wird das Honorar für den 2. Kandidaten um 30%, für jeden weiteren 
Kandidaten um jeweils weitere 10% reduziert 

19.6. Vertraulicher Umgang mit Kandidatendaten gemäß DSGVO. 

20. Spezielle Regelungen für Trainingsleistungen 

20.1. Die Kosten des AN inkludieren die pädagogische/didaktische Vorbereitung und Abstimmung der Unterlagen. 

20.2. Nutzung des Bilfinger-Layouts ist verpflichtend. 

20.3. Trainerwechsel nur nach Zustimmung des AG. 

20.4. Der AN führt Teilnehmerlisten, Feedbackbögen, Protokolle (ggf. inkl. Fotodokumentation) und übermittelt diese innerhalb von 
2 Wochen an Bilfinger. 

https://www.bilfinger.com/fileadmin/One_Global_Website/Company/downloads/Verhaltenskodex_fuer_Lieferanten_-_Bilfinger_SE.pdf
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20.5. Trainingsleistungen kann der AG bis 14 Tage vor dem Termin kostenfrei stornieren. Ab 13 Tagen vor dem Termin: 25 % des 
Auftragswerts. Für Beratungsleistungen gelten ausschließlich kostenfreie Stornos. 

20.6. Bei Vor-Ort-Trainings kann der AG den Trainier auffordern an den Mahlzeiten der Teilnehmer teilzunehmen. Die Mahlzeiten 
werden vom AG übernommen, gelten nicht als abrechenbare Arbeitszeit des AN. 

20.7. Der AN sichert zu, dass sämtliche Trainingsmaterialien frei von Rechten Dritter sind. Der AG erhält vollständige zeitlich und 
räumlich unbeschränkte Nutzungsrechte. 

21. Spezielle Regelungen für selbständige tätige AN („Freelancer“)  

21.1. Der AN handelt eigenverantwortlich und ist in der Wahl von Arbeitszeit, Arbeitsort und Ausführungsweise frei. Ein 
Arbeitsverhältnis mit dem AG wird ausdrücklich ausgeschlossen.  

21.2. Der AN versichert, alle relevanten Angaben zu seiner Selbstständigkeit korrekt gemacht zu haben und informiert den AG 
unverzüglich über Änderungen. Dazu gehören steuerliche und sozialversicherungsrechtliche Pflichten. 

21.3. Der AN unterliegt keinen arbeitsrechtlichen Weisungen. Fachliche Vorgaben, die zur Vertragserfüllung nötig sind, bleiben 
unberührt. 

21.4. Sofern nicht anders vereinbart, beinhaltet der Tagessatz alle Nebenkosten außer Reisekosten. Es besteht keine 
Mindestabnahmeverpflichtung des AG.  

21.5. Der AN ist selbst verantwortlich für Einkommensteuer, Umsatzsteuer sowie Sozialversicherungsbeiträge. Entstehende 
Nachforderungen infolge fehlerhafter Angaben trägt der AN allein.  

21.6. Die Weitergabe von Leistungen an Subunternehmer ist nur mit schriftlicher Zustimmung des AG zulässig. Die 
Verantwortung bleibt vollständig beim AN. 
 

 


